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Warum Namen bei Türklingeln stehen dürfen
Datenschutz.Wenn überhaupt, dann müssen öffentlich sichtbare Namensschilder nur auf Wunsch des Betroffenen
entfernt werden. Oft sprechen aber dessen vitale Interessen und auch andere Gründe dagegen.
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Wien. Die Ankündigung von Wiener
Wohnen, wegen der Datenschutz-
Grundverordnung sämtliche Na-
mensschilder an Klingelkästen der
Gemeindebauten zu entfernen, hat
über die Landesgrenzen hinaus
hohe mediale Wellen geschlagen.
Satiremagazine haben das Thema
begierig aufgenommen und zu
Recht persifliert.

Arge Daten ist auf den Zug auf-
gesprungen und fordert von kom-
munalen Hausverwaltungen bis
zum Privatvermieter dieselbe Maß-
nahme. Sie empfiehlt Mietern zu-
dem nach Abmahnung ihrer Ver-
mieter pauschalen Schadenersatz
in der Höhe von 1000 Euro zu ver-
langen. Dass sich zuletzt sogar die
EU-Kommission zu Wort gemeldet
und klargestellt hat, dass aus der
DSGVO keine Pflicht zur Entfer-
nung von Namen an Klingeln und
Postkästen folgt, kann die eingetre-
tene Verwirrung nicht ungesche-
hen machen. Daher ein Versuch,
einen der ersten DSGVO-Aufreger
zu versachlichen.

Erlaubtes kaum verändert
Tatsächlich haben sich die Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen für die
Verarbeitung personenbezogener
Datenmit der DSGVO im Vergleich
zum früheren Datenschutzgesetz
(DSG 2000) kaum geändert. Was
früher zulässig war, ist es bis auf
wenige Ausnahmen bzw. Sonder-
fälle auch heute. Hinsichtlich der
Verwendung von Nachnamen zur
öffentlichen Kennzeichnung von
Bewohnern konkreter Wohnungen
kamen und kommen daher in der
Praxis in der richtigen Reihenfolge
a) lebenswichtige Interessen des
Betroffenen, b) berechtigte Inter-
essen des Verantwortlichen oder
eines Dritten oder als letzte Bas-
tion, wenn sonst nichts greift,
c) Einwilligungen infrage.

In der aktuellen Diskussion
wurde zuletzt jedoch nur die Ein-
willigung von Mietern themati-
siert. Diese rechtfertigt zwar tat-
sächlich die Anbringung perso-
nenbezogener Türschilder, aber sie
muss nicht unbedingt neu einge-
holt werden: Bei bestehenden Na-
mensschildern kann dann von
einer nach dem DSG 2000 und
auch nach der DSGVO weiter gül-

tigen Zustimmung ausgegangen
werden, wenn der Mieter bei der
Einholung der historischen Zu-
stimmung ausreichend informiert
und die Zustimmung freiwillig er-
teilt wurde. Diesfalls kann der Ver-
mieter mit guten Gründen auf das
Weiterbestehen der Zustimmung
vertrauen. Die nachträgliche Ent-
fernung aller Schilder ist daher
nicht per se gefordert. Beruft sich

der Vermieter auf eine bestehende
Zustimmung als Rechtfertigung,
muss er allerdings in Einzelfällen –
wie dem in der Berichterstattung
genannten Anlassfall einer Mieter-
beschwerde – eine Beseitigung des
konkreten Namensschildes veran-
lassen.

Wie viele Mieter das wirklich
fordern werden, ist fraglich. Es
zeigt sich in der Praxis, dass viele
Bewohner ein vitales gegenläufiges
(Eigen-)Interesse an einer tatsäch-
lichen Kennzeichnung haben. In
der Verwaltungspraxis war oft das
verspätete Anbringen von Tür-
schildern durch Hausverwaltun-
gen ein Beschwerdepunkt von
Mietern, nicht ihre Entfernung.

Einsatzkräfte auf der Suche
Im öffentlichen Diskurs unterge-
gangen ist bisher die Prüfung der
Frage, ob eine Einwilligung tat-
sächlich auch zwingend erfor-
derlich ist oder die Verarbei-
tung nicht auch sinnvoll(er) auf
andere Rechtsgrundlagen des
Art 6 DSGVO gestützt werden
kann: So ist einerseits das potenzi-
elle Vorliegen lebenswichtiger In-
teressen eines betroffenen Mieters
in Ausnahmefällen denkbar, wenn
Einsatzkräfte im Ernstfall die rich-
tige Wohnung suchen. In Notsitua-
tionen haben diese oft nur den Na-
men des Betroffenen und keine
exakte Tür- oder Topnummer. Hier
könnte das Entfernen von Namen
also zu einem gravierenden Nach-
teil für den Betroffenen führen.
Daneben gibt es aber auch weni-
ger dramatische berechtigte Inter-
essen von Dritten und demMieter:
Neben Paketzustellern und sonsti-
gen Dienstleistern haben auch Ge-
richtsvollzieher und die Justiz In-
teresse an einer ordnungsgemä-
ßen Kennzeichnung von Wohnun-
gen in Mehrparteienhäusern. Ge-

rade in Gemeindebauten mit vie-
len Stiegen und Türnummern
scheitert die Zustellung häufig an
unvollständigen Adressangaben
oder Zahlendrehern. Hier hilft ein
Klarname gegen Verwechslungen
oder erfolglose Zustellungen.

Stellt man all dem das Geheim-
haltungsinteresse eines Mieters an
der oft bereits seit Jahren veröffent-
lichten Information, dass sein
Name mit einem bestimmten
Wohnort verknüpft ist, gegenüber,
so schlägt dies wohl regelmäßig zu-
gunsten der Dritten aus. Dafür
spricht auch, dass die Meldedaten
bereits in einem öffentlichen, für
jeden frei zugänglichen Register
veröffentlicht sind. Jeder kann bei
Meldebehörden mit einem formlo-
sen Antrag den Wohnsitz einer an-
deren Person ausheben lassen.

Auskünfte aus Melderegister
Für echte Härtefälle wie den von
der Arge Daten genannten Krimi-
nalbeamten oder Stalkingopfer
wird aber „aus Gründen, die sich
aus ihrer besonderen Situation
ergeben“, ein Widerspruchsrecht
nach Art 21 Abs 1 DSGVO beste-
hen. Dies ist parallel im Meldewe-
sen mittels Sperre von Auskünften
aus dem Melderegister umsetzbar.
Der Gesetzgeber hat also für den
Anlassfall bereits eine nachvoll-
ziehbare generelle Regelung gefun-
den, die auf das Türschildproblem
umlegbar ist: Im Umkehrschluss
kann davon ausgegangen werden,
dass bei Personen ohne beantragte
Auskunftssperre keine besondere
Situation vorliegt, die gegenläufige
Interessen begründet.

Eine pauschale Entfernung
sämtlicher Namensschilder ohne
konkrete Forderung des Betroffe-
nen ist unseres Erachtens schon
allein aus der Parallelwertung des
Meldegesetzes gesetzlich nicht ge-
boten – sofern sich der Vermieter
auf überwiegende berechtigte In-
teressen stützt. Wählt er dagegen
eine Zustimmung als Rechts-
grundlage für die Verarbeitung der
Daten, so muss er den Betroffenen
das Widerspruchsrecht gewähren.
Eine präventive Entfernung aller
Namensschilder ist aber weder ge-
fordert noch zielführend.

Jedenfalls überschießend ist
die Forderung eines pauschalier-
ten Schadenersatzes. Die Höhe
eines Ersatzes soll sich bei imma-
teriellen Schäden an der Genugtu-
ungs- und Abschreckungsfunktion
des Schmerzengeldes orientieren.
Der Abschreckungsfaktor ist im ös-
terreichischen Schadenersatzrecht
aber nicht wirklich ausgeprägt;
und bei seit Jahren bestehenden
Kennzeichnungen durch ein Na-
mensschild ist kein echter Scha-
den denkbar.

Alles in allem war die vorlie-
gende Debatte alles andere als der
Datenschutzsache dienlich. Die
überschießende Reaktion und Gel-
tendmachung von Ansprüchen
führt – man muss sich nur durch
diverse Foren klicken – zu großem
Unverständnis bei den Betroffe-
nen. Dadurch geht leider aber
auch der Fokus auf die zahlreichen
berechtigten und gewichtigen
Themen des neuen Datenschutz-
rechts verloren.
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Eine Klingelanlage, wie Wiener Wohnen sie für geboten hält. [ APA/Herbert Neubauer]

Datenschutz treibt seltsame Mythen
Fragen und Antworten.Wenn in Schulen Fotografieren generell verboten wird, zeigt
das nur, dass man sich mit dem Thema Datenschutz nicht genug auseinandergesetzt hat.

1 Darf der Bäcker seine Kunden nicht
mehr namentlich begrüßen?

Doch. Ein Gespräch ist keine auto-
mationsunterstützte oder manuell
strukturierte Verarbeitung. Daher
ist die DSGVO auf diesen Fall gar
nicht anwendbar.

2 Mein Zahnarzt sagt, er darf meine
Röntgenbilder nicht mehr mailen.

Falsch. Hier hat die DSGVO nichts
geändert. Es mag aber sein, dass
Ärzte wegen der Sensibilität der
Gesundheitsdaten und des damit
strengeren Maßstabs die unver-
schlüsselte Übersendung scheuen.
Die Frage ist aber, ob und wenn ja,
welche Verschlüsselung von Datei-
en oder Mails praxistauglich und
dennoch angemessen im Sinn der
DSGVO ist.

3 In der Schule meiner Kinder wurde
Fotografieren generell verboten.

Pauschale Verbote zeigen bereits,
dass keine ausreichende Ausei-

nandersetzung mit dem Thema
stattgefunden hat, sondern im vo-
rauseilenden Gehorsam jegliches
Risiko vermieden werden soll. Für
private Zwecke ist das Fotografie-
ren jedenfalls erlaubt, da in diesem
Bereich die DSGVO nicht anwend-
bar ist. Abseits davon kommt es
auf das Motiv und den Zweck des
Fotos an. So ist es auf Basis be-
rechtigter Interessen in vielen Be-
reichen möglich, Fotos von Schul-
festen mit mehreren Personen an-
zufertigen und z. B. in einer Schul-
zeitung oder Information an die
Eltern zu verwenden. In anderen
Fällen kann jedenfalls eine infor-
mierte Einwilligung – bei unter
14-Jährigen von den Erziehungs-
berechtigten – Fotos erlauben.

4 Darf auf Kundenkarten nicht mehr
der Name des Inhabers stehen?

Ohne Namensangabe wäre eine
Kundenkarte sinnlos. Auch liegt es
rein in der Hand des Betroffenen,
ob und wem er seine ihm zugeord-
nete Kundenkarte zeigt. Dasselbe

gilt freilich umso mehr bei Banko-
mat- und Kreditkarten. Daher:
Doch, das ist weiter zulässig.

5 Dürfen Newsletter nicht mehr un-
gefragt verschickt werden?

Das ist ein besonders hartnäckiger
Mythos: Newsletter durften und
dürfen per Post ohne Zustimmung
gesendet werden. Demgegenüber
sind E-Mail-Newsletter seit mitt-
lerweile zehn Jahren einwilligungs-
pflichtig. Eigentlich hat sich durch
die DSGVO daran nichts geändert.
Die einzige relevante inhaltliche
Neuerung (neben höherer Strafen)
ist, dass die Einwilligungen nach-
weisbar dokumentiert sein müs-
sen. Dabei geht es aber nur um Be-
weisthemen, nicht um die Einwilli-
gung an sich. Damit wurden aber
auch vor dem 25. Mai 2018 gültig
erteilte Zustimmungen nicht auto-
matisch rechtsunwirksam. Es ist
aber das Risiko des aussendenden
Unternehmens, die Zustimmung
im Bedarfsfall auch nachweisen zu
können. (kom)
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